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Sehr geehrte Damen und 
Herren, 
 
das Bundesverfassungsge-
richt hat entschieden: Der 
S o l i d a r i t ä t s z u s c h l a g  
ist verfassungsgemäß und 
darf folglich weiterhin erho-
ben werden. 
Darüber hinaus ist in diesem 
Monat auf folgende Aspekte 
hinzuweisen:  
§ Eltern verkauften ihrem 

Kind ein Grundstück. Der 
Kaufpreis war ratierlich 
und unverzinslich zu 
zahlen. Obwohl der 
Zinsverzicht ausdrücklich 
als Schenkung deklariert 
wurde, wollte das Fi-
nanzamt die rechnerisch 
enthaltenen Zinsen als 
Kapitalerträge versteuern. 
Das sah das Finanzge-
richt Schleswig-Holstein 
aber anders: Hier ist die 
Schenkungsteuer vorran-
gig, sodass die Ertragsbe-
steuerung zurücktritt. Ob 
eine Doppelbesteuerung 

wirklich ausgeschlossen 
ist, muss nun der Bundes-
finanzhof entscheiden. 

§ Das Bundesfinanzminis-
terium hat einige interes-
sante Schreiben veröf-
fentlicht. Dabei geht es 
um die ertragsteuerliche 
Behandlung bestimmter 
Kryptowerte, die Begüns-
tigung nicht entnomme-
ner Gewinne nach § 34a 
des Einkommensteuerge-
setzes sowie die umsatz-
steuerliche Kleinunter-
nehmerregelung. 

§ Steuerpflichtige sollten 
einige Termine bzw. 
Fristen beachten: 
§ Wurden elektroni-

sche Aufzeichnungs-
systeme vor dem 
1.7.2025 angeschafft, 

muss die Mitteilung 
an die Finanzverwal-
t u n g  b i s  z u m 
31.7.2025 erfolgen. 

§ Wer das Vorsteuer-
vergütungsverfahren 
nutzen möchte, muss 
die Anträge bis zum 
30.9.2025 stellen. 

Diese und weitere interes-
sante Informationen finden 
Sie in der Ausgabe für Mai 
2025.  
 
Mit freundlichen Grüßen 
 
 
 
Fritz Schardt 
Vereidigter Buchprüfer  
Steuerberater 
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Beiträge Sozialversicherung  

 
  

Fälligkeit 10.06.2025 für UStVA, LStAnm, EStVZ, KStVZ 

Scheckzahlungen Der Scheck muss dem FA spätestens 3 Werktage vor dem Fälligkeitstag vorliegen 

Überweisung 13.06.2025 für UStVA, LStAnm, EStVZ, KStVZ 

Beiträge 06/2025 spätestens 26.06.2025 

Termine Juni 2025 
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Einkünfteerzielungsabsicht: Kriterien bei Ferienwohnungen 

durchschnittlichen Vermietungszeiten 
des jeweiligen „Ortes“ müssen – so-
weit wie möglich – repräsentativ sein. 
Liegen diese Voraussetzungen nicht 
vor oder können ortsübliche Vermie-
tungszeiten nicht festgestellt werden, 
ist die Vermietung an Feriengäste 
nicht mit einer auf Dauer ausgerichte-
ten Vermietungstätigkeit vergleichbar. 
Das heißt: Die Einkünfteerzielungsab-
sicht muss dann durch eine Prognose 
überprüft werden. Die Feststellungslast 
für die Typisierung obliegt dem Steu-
erpflichtigen. 
Merke 
Die Unterschreitensgrenze von 25 % 
ist kein starrer Wert. Nur aus Vereinfa-
chungsgründen und um den Unsicher-
heiten Rechnung zu tragen, hat der 
Bundesfinanzhof die Grenze bei min-
destens 25 % angesetzt. 
Beachten Sie 
Je mehr die ortsüblichen Vermietungs-
zeiten unterschritten werden, desto 
mehr gewinnt die Frage nach den 
Gründen des Leerstands an Bedeutung  
(z. B. Unbenutzbarkeiten der Woh-
nung wegen Instandsetzungsarbeiten; 
Leerstand wegen unzureichender Ver-
mietungsbemühungen, z. B. als Aus-
druck der Absicht, die Ferienwohnung 
nur als Vermögensanlage und/oder für 
eine zukünftige Selbstnutzung vorzu-
halten).  
Ob die Vermietungstätigkeit einen 
Totalüberschuss erwarten lässt, hängt 
von einer unter Heranziehung aller 
objektiv erkennbaren Umstände zu 
treffenden Prognose über die voraus-
sichtliche Dauer der Vermögensnut-
zung, die in dieser Zeitspanne voraus-
sichtlich erzielbaren steuerpflichtigen 
Erträge und anfallenden Werbungs-
kosten ab. Zukünftig eintretende Fak-
toren sind in die Beurteilung nur ein-
zubeziehen, wenn sie bei objektiver 
Betrachtung vorhersehbar sind. Die 
Verhältnisse eines bereits abgelaufe-
nen Zeitraums können wichtige An-
haltspunkte liefern. Der Prognosezeit-
raum ist typisierend mit 30 Jahren 
zugrunde zu legen. 

Auch wenn für die Berechnung primär 
auf die Vermietungstage der Ferien-
wohnung abzustellen ist, ist es un-
schädlich, auf die statistischen Zahlen 
zur Bettenauslastung zurückzugreifen. 
Die Bettenauslastung einer Ferienwoh-
nung kann die Auslastung allenfalls – 
zulasten des Steuerpflichtigen – unter-
schreiten, nicht aber – zugunsten des 
Steuerpflichtigen – übersteigen. Als 
Vermietungstage werden nämlich 
pauschal alle Tage erfasst, in denen 
die Ferienwohnung vermietet wird. 
Ob dabei die zulässige Gästezahl er-
reicht wird, ist ohne Bedeutung. Hin-
gegen gibt die Bettenauslastung perso-
nenbezogen Auskunft über die Bele-
gung der Ferienwohnung.  
Die mit der Umrechnung von Betten-
auslastung in Vermietungstage verbun-
denen Ungenauigkeiten sind dabei in 
Kauf zu nehmen. Dabei ist zu berück-
sichtigen, dass auch der Vergleich der 
tatsächlichen Vermietungstage Unge-
nauigkeiten mit sich bringt. 
Merke 
Unter Berücksichtigung der vorge-
nannten Aspekte kam das Finanzge-
richt Rheinland-Pfalz zu dem Ergeb-
nis, dass in den Streitjahren keine Ein-
künfteerzielungsabsicht vorlag. Doch 
damit will sich die Steuerpflichtige 
nicht abfinden. Ob das Revisionsver-
fahren neue Erkenntnisse bringen 
wird, bleibt abzuwarten.  

Verluste aus der Vermietung einer 
Ferienwohnung sind nur anzuerken-
nen, wenn eine Einkünfteerzielungs-
absicht besteht. Wichtige Kriterien 
liefert ein Urteil des Finanzgerichts 
Rheinland-Pfalz.  
Bei einer auf Dauer angelegten Ver-
mietung ist grundsätzlich und typisie-
rend von der Absicht des Steuerpflich-
tigen auszugehen, einen Einnahme-
überschuss zu erwirtschaften. Dies gilt 
bei ausschließlich an Feriengäste ver-
mieteten und in der übrigen Zeit hier-
für bereitgehaltenen Ferienwohnun-
gen aber nur dann, wenn die Vermie-
tung die ortsübliche Vermietungszeit 
von Ferienwohnungen nicht erheblich 
(d. h. um mind. 25 %) unterschreitet.  
Das Vermieten einer Ferienwohnung 
ist nämlich mit einer auf Dauer ange-
legten Vermietung nur vergleichbar, 
wenn die Ferienwohnung im ganzen 
Jahr – bis auf ortsübliche Leerstands-
zeiten – an wechselnde Feriengäste 
vermietet wird. Nur dann entspricht 
die Tätigkeit dem Typus des 
„Dauervermieters“ und rechtfertigt die 
Annahme, dass die Vermietung trotz 
(über längerer Zeiträume) anfallender 
Werbungskostenüberschüsse in der 
Regel letztlich zu positiven Einkünften 
führt.  
Kriterien für und gegen eine Ein-
künfteerzielungsabsicht 
Aktuell hat sich das Finanzgericht 
Rheinland-Pfalz mit der Prüfung der 
Einkünfteerzielungsabsicht bei Ferien-
wohnungen beschäftigt und vor allem 
die folgenden Aspekte betrachtet: 
Die individuellen Vermietungszeiten 
sind mit denen zu vergleichen, die 
hinsichtlich des gesamten Ferienorts 
im Durchschnitt erzielt werden. Dabei 
ist „Ort“ nicht identisch mit dem Ge-
biet der Gemeinde. Er kann – je nach 
Struktur des lokalen Ferienwohnungs-
marktes – das Gebiet einer oder meh-
rerer (vergleichbarer) Gemeinden oder 
auch nur Teile einer Gemeinde oder 
gar nur den Bereich eines Ferienkom-
plexes umfassen. Die bei der Auslas-
tungsprüfung heranzuziehenden 

¢ Wagner und Partner mbB 
Steuerberater 
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Wirtschaft 

Verbraucherpreisindex (Änderung zum Vorjahreswert) 

 
 

 Verzugszins bei Rechtsgeschäften (§ 288 Abs. 1 und 2 BGB) 

 
* Überleitungsvorschrift: Der seit dem 29.7.2014 für Handelsgeschäfte geltende Zinssatz von 9 Prozentpunkten über dem Basiszinssatz ist  
   gem. EGBGB Art. 229 § 34 Satz 1 nur auf Schuldverhältnisse anzuwenden, die nach dem 28.7.2014 entstanden sind. 

Monat: 03/24 08/24 01/25 02/25 03/25 

BRD gesamt: + 2,2 % + 1,9 % + 2,3 % + 2,3 % + 2,2 % 

Zeitraum Basiszins VerzugszinsVerbraucher VerzugszinsUnternehmer 

1.1. - 30.6.17 - 0,88 % 4,12,% 8,12 %* 

1.7. - 31.12.17 - 0,88 % 4,12 % 8,12 %* 

1.1.18 - 31.12.22 - 0,88 % 4,12 % 8,12 % 

1.1.-30.6.23 + 1,62 % 6,62 % 10,62 % 

1.7. - 31.12.23 + 3,12 % 8,12 % 12,12 % 

1.1.- 30.6.2024 + 3,62 % 8,62 % 12,62 % 

1.7.– 31.12.2024 + 3,37 % 8,37 % 12,37 % 

Seit 1.1.2025 + 2,27 % 7,27 % 11,27 % 

¢ Wagner und Partner mbB 
Steuerberater 

Alle Steuerzahler 

den Beitritt der damals neuen Länder 
zurückzuführenden Mehrbedarfs des 
Bundes kann, so das Bundesverfas-
sungsgericht, aber auch heute (noch) 
nicht festgestellt werden. Eine Ver-
pflichtung des Gesetzgebers zur Auf-
hebung des Solidaritätszuschlags ab 
dem Veranlagungszeitraum 2020 be-
stand und besteht folglich nicht. 
Erhebung des Solidaritätszuschlags 
Durch die Teilabschaffung des Solida-
ritätszuschlags müssen den Solidari-
t ä t s z u s c h l a g  n u r  n o c h 
„Besserverdienende“ zahlen. Für den 
Veranlagungszeitraum 2025 beträgt 
die Freigrenze, die sich auf die Lohn-
steuer oder die veranlagte Einkom-

m e n s t e u e r  b e z i e h t ,  
19.950 EUR bei der Einzelveranlagung 
und 39.900 EUR bei der Zusammen-
veranlagung.  
Beachten Sie 
Wird die Freigrenze überschritten, 
wird der Solidaritätszuschlag nicht 
sofort in voller Höhe erhoben 
(Milderungszone). 
Merke 
Für Kapitalgesellschaften wurde der 
Solidaritätszuschlag nicht angepasst, 
sie zahlen also weiterhin den vollen 
Solidaritätszuschlag i. H. von 5,5 %. 
Dies gilt auch bei der Abgeltungsteuer 
auf Kapitalerträge.  

Solidaritätszuschlag: Verfassungsbeschwerde war erfolglos 

Die Verfassungsbeschwerde gegen die 
Erhebung des Solidaritätszuschlags 
war erfolglos. Sie richtete sich sowohl 
gegen die unveränderte Fortführung 
der Solidaritätszuschlagspflicht als 
auch gegen den nur teilweisen Abbau 
des Solidaritätszuschlags mit Wirkung 
ab dem Veranlagungszeitraum 2021. 
Entscheidung des Bundesverfassungs-
gerichts 
In seiner Pressemitteilung führt das 
Bundesverfassungsgericht zwar aus, 
dass den Gesetzgeber bei einer länger 
andauernden Erhebung einer Ergän-
zungsabgabe eine Beobachtungsoblie-
genheit trifft. 
Ein offensichtlicher Wegfall des auf 
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Beachten Sie 
Tätigkeiten im Zusammenhang mit 
Kryptowerten können zu Einkünften 
aus allen Einkunftsarten (z. B. Einkünf-
te aus Gewerbebetrieb und Kapitalver-
mögen) führen. 
Nach der Rz. 53 des Schreibens ist 
Folgendes zu beachten: Gewinne aus 
dem Verkauf von im Privatvermögen 
gehaltenen Kryptowerten können Ein-
künfte aus privaten Veräußerungsge-

schäften darstellen, wenn der Zeit-
raum zwischen Anschaffung und Ver-
äußerung nicht mehr als ein Jahr be-
trägt. Gewinne bleiben indes steuer-
frei, wenn die Summe der aus allen 
privaten Veräußerungsgeschäften im 
Kalenderjahr erzielten Gewinne weni-
ger als 1.000 EUR beträgt. 

Bundesfinanzministerium zur ertragsteuerlichen Behandlung  
bestimmter Kryptowerte 
Das Bundesfinanzministerium hat mit 
den Bundesländern Vorgaben zu den 
ertragsteuerrechtlichen Mitwirkungs- 
und Aufzeichnungspflichten bei Kryp-
towerten (wie z. B. Bitcoin) erarbeitet. 
Die neuen Vorgaben ersetzen das 
bisherige Schreiben aus 2022. Zu die-
sem Anlass wurde die bisherige For-
mulierung „virtuelle Währungen und 
sonstige Token“ durch die Bezeich-
nung „Kryptowerte“ ersetzt. 

chen Raten bezahlt.  
Eine Verzinsung wurde nicht verein-
bart. Die in diesem Verzicht liegende 
Kaufpreisreduzierung wurde, so die 
Vereinbarung, der Tochter geschenkt. 
Das Finanzamt ging von einem in der 
Ratenzahlungsvereinbarung liegenden 
Zinsanteil aus, den es der Besteuerung 
unterwarf. Nach erfolglosem Ein-
spruch gab das Finanzgericht Schles-
wig-Holstein der hiergegen gerichte-
ten Klage statt. 
Der in der Ratenzahlungsabrede rech-
nerisch enthaltene Zinsanteil ist unter 
den vorliegenden Umständen nicht als 
Ertrag aus einer Kapitalforderung zu 
qualifizieren. Die Differenz zwischen 
dem Nominalkaufpreis und dem abge-
zinsten Barkaufpreis haben die Eltern 
ihrer Tochter ausdrücklich geschenkt.  
Die hierin bzw. in dem entsprechen-

den Kapitalnutzungsvorteil liegende 
freigebige Zuwendung ist als Schen-
kung zu qualifizieren und deshalb für 
die Einkommensteuer irrelevant. Es 
besteht ein Anwendungsvorrang der 
Schenkungsteuer, sodass die Ertrags-
besteuerung in diesem Fall zurücktritt. 
Andere Auffassung 
Das Finanzgericht Köln hat zu dieser 
Thematik eine andere Ansicht vertre-
ten. Danach ist es unvermeidlich und 
nicht verfassungswidrig, wenn es bei 
folgerichtiger Ausgestaltung jeder Ein-
zelsteuer zu Doppelbelastungen 
kommt.  
Da gegen beide Entscheidungen die 
Revision anhängig ist, wird der Bun-
desfinanzhof nun für Klarheit sorgen 
können. 
 

Stundung einer Kaufpreisforderung: Liegen steuerpflichtige  
Kapitalerträge vor? 
Die Stundung des Kaufpreises aus dem 
Verkauf eines zum Privatvermögen 
gehörenden Grundstücks im Wege 
einer Ratenzahlung ist als Einräumung 
eines Darlehens zu qualifizieren, das 
zu Einkünften aus Kapitalvermögen 
führen kann. Dies gilt auch, wenn die 
Vertragsparteien eine Verzinsung aus-
drücklich ausgeschlossen haben. Ob 
es aber tatsächlich dazu kommt, hängt 
von den weiteren vertraglichen Ver-
einbarungen ab, wie das Finanzgericht 
Schleswig-Holstein entschieden hat. 
Sachverhalt 
Die Steuerpflichtigen hatten ihrer 
Tochter ein Hausgrundstück verkauft, 
den im Übertragungsvertrag vereinbar-
ten Kaufpreis jedoch (ebenfalls im 
Übertragungsvertrag) gestundet. Die 
Stundungsvereinbarung sah vor, dass 
die Tochter den Kaufpreis in monatli-

veröffentlicht.  
Hintergrund: Durch die Gewinnthe-
saurierung des § 34a EStG können auf 
Antrag nicht entnommene Gewinne 
aus Land- und Forstwirtschaft, Gewer-
bebetrieb oder selbstständiger Arbeit 
mit einem Steuersatz von nur 28,25 % 
(unter Ausblendung von Soli und Kir-
chensteuer) versteuert werden. Bedin-

gung ist u. a., dass der Gewinn durch 
B e t r i e b s v e r m ö g e n s v e r g l e i c h 
(Bilanzierung) ermittelt wird. 
Die Kehrseite: Wird der thesaurierte 
Gewinn in späteren Jahren doch ent-
nommen, erfolgt eine Nachversteue-
rung mit 25 %.  

Begünstigung nicht entnommener Gewinne: Anwendungsschreiben  
zur Neuregelung 
§ 34a Einkommensteuergesetz (EStG) 
ermöglicht eine Steuerbegünstigung 
für nicht entnommene Gewinne. 
Durch das Wachstumschancengesetz 
wurde das Thesaurierungsvolumen 
erhöht, was die Regelung attraktiver 
macht. Sie bleibt aber kompliziert. 
Daher hat das Bundesfinanzministeri-
um nun ein Anwendungsschreiben 

Freiberufler und Gewerbetreibende 

¢ Wagner und Partner mbB 
Steuerberater 
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Aufzeichnungssysteme i. S. des § 1 
Abs. 1 S. 1 der Kassensicherungsver-
ordnung z. B. vor dem 1.7.2025 ange-
schafft, muss die Mitteilung bis zum 
31.7.2025 erfolgen. 
Beachten Sie 
Weitere Informationen enthalten das 
BMF-Schreiben vom 28.6.2024 (Az. 

IV D 2 - S 0316-a/19/10011 :009) 
sowie der Fragen-Antworten-Katalog 
des Bundesfinanzministeriums (unter 
www.iww.de/s11221). 

Elektronische Kassensysteme: Meldepflicht beachten 

Nach § 146a der Abgabenordnung 
müssen bestimmte elektronische Auf-
zeichnungssysteme (vor allem elektro-
nische Kassensysteme und Registrier-
kassen) über eine zertifizierte techni-
sche Sicherheitseinrichtung verfügen. 
Darüber hinaus besteht eine Mittei-
lungspflicht. Wurden elektronische 

¢ Wagner und Partner mbB 
Steuerberater 

Der Seniorpartner war weder „am 
Stuhl“ behandelnd tätig noch in die 
praktische zahnärztliche Arbeit der 
Mitsozien und der angestellten Zahn-
ärzte eingebunden. Er beriet im Streit-
jahr fünf Patienten konsiliarisch und 
generierte hieraus einen geringfügigen 
Umsatz.  
Das Finanzamt und das Finanzgericht 
Rheinland-Pfalz stuften die Einkünfte 
der gesamten Gesellschaft als gewerb-
lich ein. Dem folgte der Bundesfinanz-
hof allerdings nicht: Alle Mitunterneh-
mer erzielen Einkünfte aus freiberufli-
cher und damit selbstständiger Arbeit. 
Die freiberufliche Tätigkeit ist durch 
die unmittelbare, persönliche und 
individuelle Arbeitsleistung des Be-
rufsträgers geprägt. Daher reicht die 
bloße Zugehörigkeit eines Gesell-
schafters zu einem freiberuflichen 
Katalogberuf nicht aus. Vielmehr muss 
positiv festgestellt werden können, 
dass jeder Gesellschafter die Haupt-
merkmale des freien Berufs in seiner 
Person tatsächlich verwirklicht hat, 
also 
§ die persönliche Berufsqualifikation 

sowie 
§ das untrennbar damit verbundene 

aktive Entfalten dieser Qualifikati-
on am Markt. 

Die persönliche Ausübung der freibe-
ruflichen Tätigkeit im vorgenannten 
Sinne setzt allerdings nicht voraus, 
dass jeder Gesellschafter in allen Un-

ternehmensbereichen leitend und 
eigenverantwortlich tätig ist und an 
jedem Auftrag mitarbeitet. Die eigene 
freiberufliche Betätigung eines Mitun-
ternehmers kann auch in Form der Mit
- und Zusammenarbeit stattfinden.  
Beachten Sie  
Einen Mindestumfang für die nach 
außen gerichtete qualifizierte Tätigkeit 
sieht das Gesetz nicht vor.  
Eine freiberufliche zahnärztliche Tätig-
keit ist demzufolge auch vorliegend 
anzunehmen. Auch in diesem Fall 
entfaltet der Berufsträger Tätigkeiten, 
die zum Berufsbild des Zahnarztes 
gehören.  
Merke 
In diesem Zusammenhang stellte der 
Bundesfinanzhof Folgendes heraus: 
Die kaufmännische Führung und Or-
ganisation der Personengesellschaft ist 
die Grundlage für die Ausübung der 
am Markt erbrachten berufstypischen 
zahnärztlichen Leistungen. Sie ist 
demzufolge auch Ausdruck seiner 
freiberuflichen Mit- und Zusammenar-
beit sowie seiner persönlichen Teil-
nahme an der praktischen Arbeit.  

Einkünftequalifizierung bei Arztpraxen: Keine gewerblichen Einkünfte  
trotz Arbeitsteilung 
Ein als Zahnarzt zugelassener Mitun-
ternehmer übt im Rahmen eines Zu-
sammenschlusses von Berufsträgern 
den freien Beruf selbst aus, wenn er 
neben einer ggf. äußerst geringfügigen 
behandelnden Tätigkeit vor allem und 
weit überwiegend organisatorische 
und administrative Leistungen für den 
Praxisbetrieb der Mitunternehmer-
schaft erbringt. Dies hat der Bundesfi-
nanzhof entschieden. 
Hintergrund: Ärzte und Zahnärzte 
erzielen aus ihrer freiberuflichen Tä-
tigkeit Einkünfte aus selbstständiger 
Arbeit nach § 18 des Einkommensteu-
ergesetzes (EStG). Dies gilt grundsätz-
lich auch bei einer Gemeinschaftspra-
xis.  
Allerdings kann es Konstellationen 
geben, in denen die Einkünfte der 
Gesellschaft als gewerbliche Einkünfte 
nach § 15 EStG einzustufen sind – mit 
der Konsequenz der Gewerbesteuer-
pflicht. Und darum ging es in folgen-
dem Fall:  
Sachverhalt 
Im Streitfall ging es um eine Partner-
schaftsgesellschaft, die eine Zahnarzt-
praxis betreibt. Einem ihrer Senior-
partner oblag die kaufmännische Füh-
rung und die Organisation der ärztli-
chen Tätigkeit des Praxisbetriebs (z. B. 
Vertretung gegenüber Behörden und 
Kammern, Personalangelegenheiten, 
Instandhaltung der zahnärztlichen 
Gerätschaften).  
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Kommanditist an einer im Jahr 2005 
g e g r ü n d e t e n  G m b H  &  
Co. KG beteiligt, die ein Werk zur 
Herstellung von Biodiesel aus Raps 
errichtete und betrieb. Im Anleger-
prospekt des geschlossenen Fonds 
wurden den Anlegern für die Anfangs-
jahre 2005 bis 2007 kumulierte steu-
erliche Verluste i. H. von ca. 4 Mio. 
EUR prognostiziert. Gewinne sollten 
ab 2008 anfallen. Bis 2020 sollten die 
Anleger einen Totalüberschuss von ca. 
155 % erwirtschaften.  
Tatsächlich wurde jedoch 2009 das 
Insolvenzverfahren über das Vermö-
gen der Gesellschaft eröffnet und ihr 
Betrieb aufgegeben. 
Das Finanzamt stufte die Gesellschaft 
als Steuerstundungsmodell ein und 
behandelte die Verluste der Komman-
ditisten als nur mit zukünftigen Ge-
winnen verrechenbar (und nicht als 
sofort ausgleichs- und abzugsfähig). 
Dieser Ansicht schlossen sich das Fi-
n a n z g e r i c h t  M e c k l e n b u r g -
Vorpommern und der Bundesfinanz-
hof an. 

Die Annahme eines Steuerstundungs-
modells setzt nicht voraus, dass sich 
eine Investition im Einzelfall als be-
triebswirtschaftlich nicht oder wenig 
sinnvoll darstellt. Der Anwendung des  
§ 15b EStG steht auch nicht entgegen, 
dass die im Streitjahr 2009 nicht aus-
gleichsfähigen Verluste aufgrund der 
Insolvenz der Gesellschaft und der 
Betriebsaufgabe nicht mehr mit späte-
ren Gewinnen aus derselben Ein-
kunftsquelle verrechnet werden kön-
nen. Die Verlustausgleichs- und -
abzugsbeschränkung ist auch bei sol-
chen definitiven Verlusten verfas-
sungsgemäß.  
Merke  
Unter die Verlustausgleichs- und Ab-
zugsbeschränkung bei Personengesell-
schaften fallen auch (individuelle) 
Sonderbetriebsausgaben des Gesell-
schafters, wie beispielsweise Verluste 
aus der Gewährung nachrangiger Ge-
sellschafterdarlehen.  

Steuerstundungsmodelle: Verrechnungsbeschränkung auch  
für definitive Verluste 
Die Ausgleichs- und Abzugsbeschrän-
kung für Verluste aus Steuerstundungs-
modellen ist auch im Fall eines defini-
tiven Verlusts verfassungsgemäß. So 
lautet eine Entscheidung des Bundesfi-
nanzhofs.  
Hintergrund 
Ein Steuerstundungsmodell liegt vor, 
wenn aufgrund einer modellhaften 
Gestaltung steuerliche Vorteile in 
Form negativer Einkünfte erzielt wer-
den sollen. 
§ 15b Abs. 1 des Einkommensteuerge-
setzes (EStG) bestimmt nun, dass Ver-
luste im Zusammenhang mit einem 
Steuerstundungsmodell weder mit 
Einkünften aus Gewerbebetrieb noch 
mit Einkünften aus anderen Einkunfts-
arten ausgeglichen und auch nicht im 
Wege des Verlustrück- oder -vortrags 
abgezogen werden dürfen. Sie min-
dern allein die Einkünfte, die der Steu-
erpflichtige in den folgenden Wirt-
schaftsjahren aus derselben Einkunfts-
quelle erzielt.  
Sachverhalt 
Ein Steuerpflichtiger hatte sich als 

schaft nicht mindern. 
Sachverhalt 
Eine AG hatte durch ihren Aufsichtsrat 
mit dem alleinvertretungsberechtigten 
Vorstand X eine Vergütungsvereinba-
rung getroffen, die umsatz- und auch 
gewinnabhängige Tantiemezahlungen 
vorsah. Zwei Mitglieder des dreiköpfi-
gen Aufsichtsrats waren neben dem X 
Minderheitsaktionäre, das dritte Mit-
glied war an der AG nicht beteiligt. 
Verwandtschaftliche Beziehungen 
bestanden nicht.  
Das Finanzamt und das Finanzgericht 
Nürnberg behandelten die umsatz- 
und gewinnabhängigen Vergütungs-
zahlungen an X als vGA – nicht aber 
der Bundesfinanzhof. 
Zwar sind vor allem umsatzabhängige 
Tantiemen wegen der Gefahr einer 
Gewinnabsaugung nur ausnahmswei-
se steuerrechtlich anzuerkennen. Je-
doch hat das Finanzgericht Nürnberg 

nicht beachtet, dass die herangezoge-
ne Rechtsprechung die Vergütung des 
Gesellschafter-Geschäftsführers einer 
GmbH betrifft. Bei einer AG liegen die 
Verhältnisse nämlich anders.  
Hier handelt für die AG ein Aufsichts-
rat, der bei der Vereinbarung der Vor-
standsvergütung die Interessen der AG 
wahren muss. Im Streitfall konnte X 
den Aufsichtsrat auch nicht beherr-
schen, weil er nicht über die für die 
Wahl der Aufsichtsratsmitglieder erfor-
derliche Aktienmehrheit verfügte und 
er den Mitgliedern auch nicht nahe-
stand.  
In einer solchen Konstellation sind 
vGA im Zusammenhang mit umsatz- 
oder gewinnabhängigen Tantiemen 
nur ausnahmsweise dann anzusetzen, 
wenn besondere Umstände klar erge-
ben, dass sich der Aufsichtsrat einsei-
tig an den Interessen des Vorstands-
mitglieds orientiert hat. 

Aktuelles zu verdeckten Gewinnausschüttungen bei Aktiengesell-
schaften 
Der Bundesfinanzhof hat entschieden, 
dass Vergütungsvereinbarungen zwi-
schen einer Aktiengesellschaft (AG) 
und einem Vorstandsmitglied, das 
zugleich Minderheitsaktionär ist, steu-
errechtlich regelmäßig anzuerkennen 
sind. Nur ausnahmsweise kommt der 
Ansatz einer verdeckten Gewinnaus-
schüttung (vGA) in Betracht, wenn 
klare Anhaltspunkte dafür bestehen, 
dass sich der Aufsichtsrat bei der Ver-
gütungsvereinbarung einseitig an den 
Interessen des Vorstandsmitglieds ori-
entiert hat. 
Hintergrund 
Bei einer vGA handelt es sich – ver-
einfacht – um Vermögensvorteile, die 
dem Gesellschafter einer Kapitalge-
sellschaft außerhalb der gesellschafts-
rechtlichen Gewinnverteilung gewährt 
werden.  
Beachten Sie 
Eine vGA darf den Gewinn der Gesell-

Kapitalgesellschaften 

¢ Wagner und Partner mbB 
Steuerberater 
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wirkte Umsätze von der Umsatzsteuer 
nun befreit (zuvor wurde die Umsatz-
steuer „nicht erhoben“). Die Folge ist, 
dass ein dennoch in einer Rechnung 
ausgewiesener Steuerbetrag unter den 
Voraussetzungen des § 14c Abs. 1 des 
Um sat z s t eue r ge set zes  ( UStG ; 
„unrichtiger Steuerausweis“) geschul-
det wird.  
Beachten Sie 
Allerdings entsteht keine Umsatzsteu-
er, wenn der Kleinunternehmer eine 
Leistung (Lieferung oder sonstige Leis-
tung) ausführt und hierüber eine Rech-
nung mit einem unrichtigen Steueraus-

weis an einen Endverbraucher stellt. 
Zudem führt das Bundesfinanzministe-
rium Folgendes aus: Ein vor 2025 er-
klärter Verzicht auf die Anwendung 
der Kleinunternehmerregelung bindet 
den Unternehmer auch für die Zeit 
nach dem 1.1.2025 weiterhin für ins-
gesamt mindestens fünf Kalenderjahre 
(§ 19 Abs. 3 S. 3 UStG).  
Beachten Sie 
Die Fünfjahresfrist ist vom Beginn des 
ersten Kalenderjahres an zu berech-
nen, für das die abgegebene Erklärung 
gilt. 

Anwendungsschreiben zur neuen Kleinunternehmerregelung 

Durch das Jahressteuergesetz 2024 
wurde die nationale Kleinunterneh-
merregelung mit Wirkung ab 2025 
reformiert. Zudem kann die Kleinun-
ternehmerregelung nun auch erstmalig 
im EU-Ausland in Anspruch genom-
men werden. Infolge der gesetzlichen 
Neuregelungen hat das Bundesfinanz-
ministerium ein Anwendungsschrei-
ben veröffentlicht und den Umsatz-
steuer-Anwendungserlass entspre-
chend angepasst und ergänzt. 
Ausgewählte Aspekte 
Durch die Neuregelung sind von in-
ländischen Kleinunternehmern be-

¢ Wagner und Partner mbB 
Steuerberater 

nicht registriert, kann er die Beträge 
durch das Vorsteuervergütungsverfah-
ren geltend machen. Die Anträge für 
2024 sind bis zum 30.9.2025 über das 
Online-Portal des Bundeszentralamts 

für Steuern zu stellen. Weitere Einzel-
h e i t e n  e r f a h r e n  S i e  u n t e r 
www.iww.de/s3640.  

Vorsteuervergütungsverfahren: Anträge bis 30.9.2025 stellen 

Die EU-Mitgliedstaaten erstatten inlän-
dischen Unternehmern unter bestimm-
ten Bedingungen die dort gezahlte 
Umsatzsteuer. Ist der Unternehmer im 
Ausland für umsatzsteuerliche Zwecke 

Bei Beendigung der Wertpapierdarle-
hen musste sie Aktien gleicher Art und 
Menge zurückübertragen. Ausgeschüt-
tete Dividenden hatte sie zeit- und 
betragsgleich an ihre Bank weiterzu-
leiten.  
Da bezogene Dividenden nach dama-
liger Rechtslage steuerfrei gewesen 
sind, die Weiterleitung der Dividen-
den jedoch steuerlich als Betriebsaus-
gabe abziehbar war, ergab sich in 
Höhe der bezogenen Dividenden ein 
steuerlicher Verlust. Diesen Verlust 
maximierte die Klägerin, indem sie 
Aktien, deren Ausschüttungen sie be-
reits empfangen hatte, vorzeitig gegen 
solche austauschte, bei denen die 
Ausschüttung noch anstand. 
Das Finanzamt sah hierin einen Miss-
brauch von rechtlichen Gestaltungs-
möglichkeiten (§ 42 der Abgabenord-
nung (AO)) und erhöhte den Gewinn 
der Klägerin um die bezogenen Divi-
denden.  
Die Klage blieb erfolglos. Das Finanz-
gericht München rechtfertigte die Ge-
winnerhöhungen damit, dass die briti-

schen Aktien im Zeitpunkt des Divi-
dendenbezugs steuerlich nicht der 
Klägerin, sondern ihrer Bank zuzu-
rechnen seien, sodass es auf einen 
Gestaltungsmissbrauch nicht ankam. 
Dem ist der Bundesfinanzhof aber nun 
entgegengetreten. 
Die Aktien waren steuerlich nach § 39 
AO der Klägerin zuzurechnen, weil 
ihr – anders als beim klassischen Si-
cherungseigentum – die wesentlichen 
mit den Aktien verbundenen Rechte 
zugestanden haben.  
Nicht relevant sind für die Zurech-
nung subjektive Absichten, bestehen-
de Befugnisse auch wahrnehmen zu 
wollen. Solche Motive können jedoch 
bei einer Prüfung des Vorliegens eines 
Gestaltungsmissbrauchs beachtlich 
sein.  
Ob ein solcher vorliegt, konnte der 
Bundesfinanzhof jedoch auf der 
Grundlage der Feststellungen des Fi-
nanzgerichts München nicht abschlie-
ßend prüfen. Deshalb wurde der Fall 
an das Finanzgericht zurückverwie-
sen. 

Wirtschaftliches Eigentum an zur Sicherheit übereigneten Aktien 

Der Bundesfinanzhof hat über das 
wirtschaftliche Eigentum an zur Si-
cherheit übereigneten Aktien entschie-
den. Werden Aktien zur Sicherheit 
übereignet, sind sie steuerlich ab dem 
Eigentumsübergang dem Erwerber und 
Sicherungsnehmer zuzurechnen, 
wenn dieser die wesentlichen mit den 
Ak t i en  ve r bund enen  Rech t e 
(insbesondere Veräußerung und Aus-
übung von Stimmrechten) rechtlich 
und tatsächlich unabhängig vom Ein-
tritt eines Sicherungsfalls ausüben 
kann. 
Sachverhalt 
Im Streitfall hatte die Klägerin mit ihrer 
Bank zeit- und betragsgleiche, gegen-
läufige Wertpapierpensions- und 
Wertpapierdarlehensgeschäfte abge-
schlossen. Für die Dauer der Wertpa-
pierdarlehen erhielt sie als Sicherheit 
börsennotierte britische Aktien von 
ihrer Bank gegen Zahlung einer Ge-
bühr. Über diese Aktien konnte sie 
uneingeschränkt verfügen und mit 
ihnen verbundene Stimmrechte ausü-
ben.  

Hinweis 
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Kündigung unwirksam bei Verwendung eines fal-
schen Firmenstempels? 

Recht 

Von Dr. Jan Blitz, Rechtsanwalt, Fachanwalt für Arbeitsrecht 

cherlich auch Prokura in den anderen 
Firmen des Arbeitgebers habe und er 
sich mit dem Stempel als Bevollmäch-
tigter der "P. H. E. GmbH" ausgewie-
sen habe, sei die Kündigung durch 
diesen Stempel ungültig. 
Das Arbeitsgericht wies die Kündi-
gungsschutzklage als unbegründet ab 
und hielt die Kündigung für wirksam. 
Die Kündigung sei innerhalb der War-
tezeit des § 1 Abs. 1 KSchG ausge-
sprochen worden und bedürfe daher 
keiner weiteren Begründung. Das Ar-
beitsverhältnis hätte am 1.8.2023 und 
die Kündigung wurde dem Mitarbeiter 
persönlich überreicht am 12.1.2024. 
Die Berechnung der Wartezeit des § 1 
Satz 1 KSchG berechne sich aus-
schließlich nach dem Kalender und 
damit unabhängig von der Anzahl der 
geleisteten Arbeitsstunden. Auch die 
Kündigungsfrist sei eingehalten. Denn 
im Arbeitsvertrag sei eine sechsmona-
tige Probezeit vereinbart und dies 
führe gem. § 622 Abs. 3 BGB zu einer 
Kündigungsfrist von zwei Wochen 
innerhalb dieser ersten sechs Monate. 
Die am 12.1.2024 zugegangenen 
Kündigung habe daher das Arbeitsver-
hältnis mit Ablauf des 26.1.2024 be-
endet. 
Der die Kündigung unterzeichnende 
Prokurist T. B. sei auch als im Han-
delsregister eingetragener Prokurist 
zum Ausspruch der Kündigung be-
rechtigt. Die Verwendung des Firmen-

stempels der "P. H. E. GmbH" mache 
die Kündigung nicht unwirksam. Als 
Aussteller der Kündigung sei über die 
Kopfzeile und auch das Unterschrif-
tenfeld der Arbeitgeber erkennbar. 
Diese Erkenntnis hatte auch der Mitar-
beiter, da er seine Klage ausdrücklich 
gegen den Arbeitgeber und nicht ge-
gen die "P. H. E. GmbH" gerichtet 
habe. Zwar sei offensichtlich, dass der 
vom Prokuristen bei der Unterschrifts-
leistung verwendete Stempel der "P. 
H. E. GmbH" im Zusammenhang mit 
der Kündigung des Arbeitgebers falsch 
verwendet wurde. Eine Änderung in 
der Person des Ausstellers der Kündi-
gung entstehe hierdurch aber nicht. 
Die Kündigung war damit wirksam. 
 
 
Rechtsanwalt Dr. Blitz 
-Fachanwalt für Arbeitsrecht- 

In einem vom Arbeitsgericht Suhl mit 
Urteil vom 14.08.2024 (AZ.:  6 Ca 
96/24) zu beurteilenden Fall wehrte 
sich ein Mitarbeiter gegen eine Kündi-
gung des Arbeitsverhältnisses inner-
halb der 6monatigen Probezeit. Der 
gekündigte Mitarbeiter war seit August 
2023 beim Arbeitgeber beschäftigt 
und erhielt im Januar 2024 innerhalb 
der Probezeit die Kündigung. Das 
Kündigungsschreiben enthält in der 
Kopfzeile den richtigen Namen und 
Anschrift des Arbeitgebers, darüber 
hinaus in der Unterschriftenleiste den 
richtigen Namen des Arbeitgebers 
ergänzt um die Bezeichnung "(ppa.: T. 
B.)". Unterzeichnet wurde die Kündi-
gung von B. unter Verwendung eines 
falschen Firmenstempels und zwar der 
"P. H. E. GmbH".  
Der Mitarbeiter wehrte sich vor Ge-
richt gegen die Kündigung und trug 
vor, zum Zeitpunkt der Kündigung 
hätte er nach eigener Arbeitszeiterfas-
sung bereits mehr als 1300 Stunden 
geleistet, was bei einer mtl. Arbeitszeit 
von 180 Stunden weit mehr als die 6 
Monate Probezeit darstellen würde. 
Eine Kündigung während der Probe-
zeit sei durch die Anzahl der geleiste-
ten Stunden hinfällig. Im Übrigen sei 
die Kündigung unwirksam, da sie mit 
dem Stempel der "P. H. E. GmbH" 
versehen gewesen sei, mit der er kei-
nen Arbeitsvertrag hätte. Da der die 
Kündigung unterschreibende B. si-
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